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Vorbemerkungen

Die dritte ExpertInnen-Befragung zu Entwicklungen in der österreichischen Jugendwohlfahrt wurde im Juli 2004 durchgeführt. Ausgangspunkt für die Gestaltung des Fragebogens waren die Ergebnisse der ersten beiden Befragungen
 sowie die Diskussionen bei der ersten JU-Quest-ExpertInnenkonferenz im November 2003. Die erste Befragung bestand aus fünf offe​nen Fragen zu gesellschaftlichen Entwicklungen allgemein und zu Entwicklungen in der Jugendwohlfahrt speziell. Der Fragebogen für die zweite Befragung berührte ein Vielzahl an Themen, die sich aus den Ergebnissen der ersten Befragung ergeben hatten. Bei der diesjähri​gen Befragung hat die Steuerungsgruppe von JU-Quest
 nun versucht, stärker zu differenzie​ren und etwas mehr in die Tiefe zu gehen. Je detaillierter bzw. fokussierter aber die Fragen gestellt werden, desto weniger Themenbereiche können erfasst werden, soll der Fragebogen nicht unzumutbare Ausmaße annehmen. Beschränkung tat also Not und die Steuerungsgruppe von JU-Quest hat sich entschlossen, für die dritte Befragung zwei Themenkomplexe auszu​wählen.

In einem ersten Themenkomplex waren Fragen bzw. Thesen zusammengestellt, die sich mit dem Wert, der Kindern und Jugendlichen in unserer Gesellschaft beigemessen wird, beschäf​tigen. Hier ging es vor allem um öfters angeführte mögliche Konsequenzen aus der demogra​phischen Entwicklung sowie um die Frage, wie viel an finanziellen Mitteln durch die öffentli​che Hand für die Jugendwohlfahrt zur Verfügung gestellt werden.

Der zweite Themenkomplex beinhaltete Fragen und Thesen zu möglichen Paradigmenwech​seln in der Jugendwohlfahrt. Der Fokus wurde dabei einerseits auf mögliche Veränderungen gesellschaftlich anerkannter Erklärungsmuster für soziale Problem gelegt, andererseits auf mögliche Veränderungen im Selbstverständnis Sozialer Arbeit.

Die inhaltlichen Fragen bzw. Thesen waren so angelegt, dass sie auf 6-teiligen Skalen beant​wortet werden sollten, deren Items unterschiedlich formuliert waren, aber demselben Grund​muster folgen. Die Skalen reichten in der Regel von „betont ja“ über „ja“, „eher ja“, „eher nein“, „nein“ bis zu einem „betonten nein“. Für den Fall, dass die Befragten sich für die Be​antwortung der Frage inhaltlich nicht genügend kompetent fühlten, stand immer „kann ich nicht beantworten“ als Antwortmöglichkeit zur Verfügung.

Bei der diesjährigen Befragung wurden den ExpertInnen darüber hinaus die Möglichkeit ge​boten, jede Antwort auch in einem Textfeld zu kommentieren um der Komplexität des Feldes etwas gerechter zu werden. Dies wurde in unterschiedlichem Ausmaß genutzt. 
Wie schon bei der zweiten Befragung wurden die ExpertInnen auch gebeten, einerseits das Bundesland anzugeben, in dem der Schwerpunkt ihrer Tätigkeit liegt, andererseits sich zu verorten, ob sie im unmittelbaren Jugendwohlfahrtsbereich arbeiten oder in angrenzenden Arbeitsfeldern, in denen sie regelmäßig mit der Jugendwohlfahrt zu tun haben.

Im Vorfeld der Befragung wurden alle bei der vorjährigen Befragung kontaktierten ExpertIn​nen per E-Mail ersucht, weitere ExpertInnen in ihrem Umfeld für eine Teilnahme an JU-Quest zu gewinnen. Dieser Aufruf wurde vor allem in der Steiermark mit großem Engage​ment aufgenommen. Der TeilnehmerInnenkreis konnte deutlich erweitert werden. Insgesamt wurden bei der Befragung dann 91 ExpertInnen aus ganz Österreich kontaktiert. Sie erhielten in einem Mail den Link zu dem über Internet zugänglichen Fragebogen und wurden gebeten, diesen auszufüllen und zurück zu senden. Da bei der zweiten Befragung bei verschiedenen TeilnehmerInnen technische Probleme aufgetreten waren, wurde als Option auch angeboten, den Fragebogen im Bedarfsfall als Word-Dokument zuzuschicken. Dies wurde in mehreren Fällen auch in Anspruch genommen. 

Die Rücksendefrist wurde bewusst kurz gehalten. Allerdings fiel die Aussendung des Frage​bogens auch mit der Haupturlaubszeit zusammen, so dass manche TeilnehmerInnen den Fra​gebogen erst nach Rückkehr aus dem Urlaub bearbeiten konnten. Anfang August wurden alle TeilnehmerInnen noch einmal kontaktiert, entweder mit einem Dank für die Rücksendung des Fragebogen oder mit der Nachfrage, ob er noch ausgefüllt wird. Auf diese Erinnerung hin kam noch ein Schub an Antworten.

Insgesamt sind 60 Antworten eingegangen. Zwei TeilnehmerInnen konnten aufgrund inzwi​schen ungültiger E-Mail-Adressen nicht mehr erreicht werden. Berücksichtigt man diese bei​den nicht, so ergibt sich eine Rücklaufquote von 67,4 %.

Die Antworten verteilen sich folgendermaßen auf die einzelnen Bundesländer:

	Bundesland
	Anzahl
	Prozent

	Burgenland
	3
	5,0

	Kärnten
	3
	5,0

	Niederösterreich
	3
	5,0

	Oberösterreich
	4
	6,7

	Salzburg
	7
	11,7

	Steiermark
	17
	28,3

	Tirol
	10
	16,7

	Vorarlberg
	8
	13,3

	Wien
	5
	8,3

	Gesamt
	60
	100,0


Die Unterschiede bei den einzelnen Bundesländern sind einerseits sicherlich auf das Schnee​ballprinzip zurückzuführen, das bei der Gewinnung der TeilnehmerInnen angewendet wird. Andererseits könnte man aber fragen, ob sich hier auch unterschiedliche Diskussionskulturen spiegeln oder unterschiedliche Dynamiken in der Entwicklung der Jugendwohlfahrt in den einzelnen Bundesländern. 

Für die Zukunft erscheint es aber sinnvoll, sich verstärkt um ExpertInnen aus den weniger gut repräsentierten Bundesländern zu bemühen.

Wo arbeiten die befragten ExpertInnen?

Von den 60 TeilnehmerInnen, die geantwortet haben, sind 45 (d.s. 75%) dem unmittelbaren Jugendwohlfahrtsbereich zuzuordnen, 15 (d.s. 25%) haben angegeben, dass sie in Arbeitsfel​dern tätig sind, die im Nahbereich der Jugendwohlfahrt angesiedelt sind.

Im unmittelbaren Jugendwohlfahrtsbereich vertreten sind MitarbeiterInnen der Jugendwohl​fahrtsbehörden (sowohl auf Landes- bzw. Magistratsebene, als auch auf der Ebene der Be​zirksverwaltung), dazu unterschiedliche Einrichtungen aus dem Fremdunterbringungsbereich, Beratungsstellen und niederschwellige Einrichtungen, Kinder- und Jugendanwaltschaften, Einrichtungen der ambulanten Familienarbeit und des Pflegekinderwesens, ein Kinderschutz​zentrum und eine Einrichtung der Elternberatung sowie der Rechtsvertretung.

Bei denen, die sich dem Nahbereich der Jugendwohlfahrt zugeordnet haben, liegt ein Schwer​punkt im Ausbildungssektor (von Kolleg-Ebene über Fachhochschulen bis zum universitären Bereich). Daneben finden sich auch Fachleute, die in den Bereichen Beratung von Kindern und Jugendlichen, Kinder- und Jugendpsychiatrie, Streetwork, sozialwissenschaftliche For​schung, Justiz und Bezirksverwaltung tätig sind sowie eine/n VertreterIn eines Netzwerkes von jungen Menschen mit Fremdunterbringungserfahrung. 

Eine genauere Betrachtung der Angaben – auch im Vergleich mit denen bei der zweiten Be​fragung – zeigt, dass in manchen Fällen die Zuordnung nicht ganz eindeutig ist. Möglicher​weise verweist das auch auf Differenzen zwischen einer formalen Zuordnungen (Jugendwohl​fahrt oder nicht) einerseits und dem Selbstverständnis der jeweiligen Personen oder Einrich​tungen andererseits. Die Frage, wie weit freie Träger, die für die Jugendwohlfahrt Leistungen erbringen, damit Teil der (öffentlichen) Jugendwohlfahrt sind oder nicht, tauchte ja bereits im Kontext der zweiten Befragung auf.

Unabhängig von dieser Frage kann aber festgehalten werden, dass mit den ExpertInnen, die an der dritten Befragung teilgenommen haben, ein sehr breites Spektrum an Zugängen und Perspektiven gegeben ist. Tendenziell sind die TeilnehmerInnen eher in Leitungspositionen angesiedelt. Dies entspricht sicherlich dem, dass Menschen in diesen Positionen eher gestal​tend in der Jugendwohlfahrt tätig sind bzw. auch mehr Gestaltungsmöglichkeiten haben. Un​ter Berücksichtigung dessen, dass es um eine Vielfalt an Zugängen und Perspektiven geht erscheint es aber sinnvoll, sich in Zukunft stärker als bisher auch um TeilnehmerInnen zu bemühen, die eher in der unmittelbaren Arbeit mit KlientInnen tätig sind.

1. Zum (Stellen)Wert der Jugendwohlfahrt

Der erste Themenblock des Fragebogens beschäftigte sich mit der Frage, wie viel Wert Kin​dern und Jugendlichen in unserer Gesellschaft künftig beigemessen werden wird bzw. auch welchen gesellschaftlichen Stellenwert die Jugendwohlfahrt erhalten wird. Anhand mehrerer Fragen bzw. Thesen wurde versucht, die Einschätzung der ExpertInnen zu verschiedenen As​pekten zu erheben, die Anhaltspunkte in Bezug auf die Frage der zukünftigen Entwicklung des Wertes von Kindern und Jugendlichen bzw. der Jugendwohlfahrt liefern könnten.

Ein erster Aspekt sind mögliche Auswirkungen der demographischen Entwicklung in Öster​reich bzw. den Ländern der ersten Welt. Grundsätzlich geht der demographische Trend in unserer Gesellschaft in Richtung einer Zunahme älterer Menschen bzw. eines deutlichen Übergewichtes des Anteils älterer Menschen an der Bevölkerung. Die aus dieser Entwicklung in den ersten beiden Befragungen abgeleiteten Prognosen für die Kinder und Jugendlichen bzw. auch die Jugendwohlfahrt waren aber sehr divergent, so dass es der Steuerungsgruppe von JU-Quest sinnvoll erschien, hier noch einmal nachzufragen. 

Ein weiterer Aspekt im Kontext des gesellschaftlichen Wertes von Kindern und Jugendlichen ist die Frage der Verteilung öffentlicher Ressourcen. In Zeiten eines alle Lebensbereiche er​fassenden „Spardiskurses“ könnte ein Indikator für den gesellschaftlichen Stellenwert von Kindern und Jugendlichen auch darin gesehen werden, wie viel an Aufmerksamkeit und Res​sourcen von Seiten der öffentlichen Hand zur Verfügung gestellt werden, um das „Wohl“ von Kindern und Jugendlichen zu gewährleisten.

In diesem Zusammenhang steht auch ein dritter Aspekt, nämlich die Frage des Zugangs zu Sozialleistungen im weiteren und Jugendwohlfahrtsleistungen im engeren Sinn. Als Indikator könnte hier z.B. der Umfang der Leistungen, auf die ein Rechtsanspruch formuliert wird, ge​sehen werden. Als Indikator könnten auch grundsätzliche Haltungen gelten, wie viel soziale Not in unserer Gesellschaft als normal oder aber als veränderungsbedürftig angesehen werden wird.

1.1. Was bringt die demographische Entwicklung?

In den ersten beiden Befragungen wurden des öfteren Vermutungen ausgesprochen, die de​mographische Entwicklung könnte dazu führen, dass Kinder und Jugendliche als gesell​schaftliche Gruppe immer weniger Bedeutung bekommen würden. Umgekehrt wurde von anderen wiederum angenommen, dass sie im Gegenteil immer bedeutsamer würden. In der ersten zur Diskussion gestellten These, wurde die Vermutung einer Marginalisierung von Kindern und Jugendlichen aufgegriffen.
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Die These, dass aufgrund der demographischen Entwicklung die Gruppe der Alten gesell​schaftlich relevanter wird und Kinder und Jugendliche als „Randthema“ relativ bedeutungslos werden, wurde von mehr als der Hälfte der Befragten bejaht. Insgesamt 36 TeilnehmerInnen waren der Meinung, dass diese These zutreffend sei, wobei jedoch 2/3 vorsichtig mit „trifft eher zu“ antworteten. Knapp 40 % der Befragten (n=23) wiederum zweifelten die These an. Berücksichtigt man die abgegebenen Kommentare, so muss dieses Bild aber etwas relativiert bzw. differenziert werden. Bei den Kommentaren derjenigen, die die zur Diskussion gestellte These eher bejahen, wird häufig die Hoffnung auf ein politisches Gegensteuern angesprochen. So wurde zum Beispiel auch darauf hingewiesen, dass Kinder und Jugendliche zwar ökono​misch weniger wichtig werden könnten, andererseits aber durch zunehmende Problemlagen politisch stärker in den Blickpunkt rücken können. Vereinzelt wurde der in der These formu​lierte Zusammenhang mit der demographischen Entwicklung auch gänzlich in Frage gestellt und andere Faktoren benannt, die für den Wert, der Kindern und Jugendlichen zugemessen wird, bedeutsam sind.

Bei denjenigen, die die These eher verneinten, wird in den Kommentaren zum Beispiel darauf verwiesen, dass Kinder und Jugendliche aufgrund der Überalterung der Gesellschaft tenden​ziell bedeutsamer würden. Es wurde auch festgestellt, dass das „Jugendlichkeits-Ideal“ unse​rer Gesellschaft in eine andere Richtung weise. Mehrere Kommentare gingen auch in die Richtung, dass man zwar nicht von Kindern und Jugendlichen als „Randthema“ sprechen könne, dass aber durchaus Konflikte bei der „Leistungsverteilung“ zu erwarten seien oder auch, dass sich möglicherweise zwei Problemgruppen (die Jungen und die Alten) entwickeln könnten.

In der zweiten These wurde sozusagen die gegenteilige Prognose abgefragt. Darin werden Kinder und Jugendliche als zukünftige Leistungsträger für unserer Gesellschaft fokussiert, für deren „Wohl“ entsprechend gesorgt werden müsse.

[image: image3.wmf]6

6

11

28

7

1

1

0

5

10

15

20

25

30

trifft sicher zu

trifft zu

trifft eher zu

trifft eher

nicht zu

trifft nicht zu

trifft

keinesfalls

zu

kann ich

nicht

beantworten

 

Aufgrund der demographischen Entwicklung werden Kinder und 

Jugendliche für unsere Gesellschaft als Leistun

gsträger immer 

wichtiger. Eine immer kleiner werdende Nachkommengenerat

i

on 

soll immer mehr Leistungen auch für die Älteren erbringen. Um dies 

abzusichern wird mehr in ihr „Wohl“ i

n

vestiert

 werden.

 


Auf diese These antworteten 36 Befragte (d.s. 60 %) eher verneinend, wobei der größte Teil davon „trifft eher nicht zu“ ankreuzte. Immerhin 23 (d.s. 38,3%) stimmten der These wie​derum zu. Dabei wurde in den Kommentaren gerade auch bei den bejahenden Antworten dar​auf hingewiesen, dass hier wohl kein Automatismus anzunehmen sei. Aus den eher vernei​nenden Antworten lässt sich vorsichtig ablesen, dass hier nicht nur die These, sondern auch der darin formulierte Zusammenhang eher skeptisch betrachtet wird. So wurde z.B. postuliert, dass es zwangsläufig andere Systeme der sozialen Sicherheit wird geben müssen – Systeme, die nicht durch das Umlageprinzip finanziert werden. Oder es wurde eher im Sinne von Wunschvorstellungen artikuliert: es wäre schön, wenn es so wäre – „allein mir fehlt der Glaube“.

Nimmt man die beiden Thesen zusammen, so scheint sich zwar bei nicht wenigen die Sorge auszudrücken, dass Kindern und Jugendlichen künftig weniger Wert beigemessen wird, eine eindeutige Prognose über die Entwicklung des gesellschaftlichen Stellenwerts von Kindern und Jugendlichen lässt sich aus den Antworten aber nicht ablesen. Ein Zusammenhang mit der demographischen Entwicklung (allein) wird stark angezweifelt und auch wenn Entwick​lungen im ökonomischen Feld konstatiert werden, wird doch häufig auf Möglichkeiten politi​scher Steuerung verwiesen. 

Sehr viel eindeutiger fielen hingegen die Antworten auf die dritte These aus. 
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Ca. 78 % der Befragten (n=47) teilten die Annahme, dass Kinder und Jugendliche in Zukunft mit Hoffnungen und Erwartungen überfrachtet und dadurch verunsichert und überfordert werden. Insgesamt 13 TeilnehmerInnen verneinten diese Behauptung.

Diejenigen, die die These bejahten, wurden in der Folge gebeten, auch die nächste These zu beantworten. Darin wurde formuliert, dass der Jugendwohlfahrt in diesem Zusammenhang eine zentrale präventive Rolle zukomme. Insgesamt 46 TeilnehmerInnen taten dies und 43 (d.s. 93,5 %) gaben an, dass die Jugendwohlfahrt in diesem Kontext eine tragende Rolle im Sinne präventiver Arbeit einnehmen solle.

Die Kommentare zur dritten These betonten noch einmal die Bedeutung präventiver Ange​bote. Es wurde aber auch deutlich, dass hier ein Feld angesprochen ist, das oft nicht oder nur am Rande der Jugendwohlfahrt zugeschrieben wird: 

So ist z.B. die Rede von Veränderungen des Handlungsbedarfes für die Jugendwohlfahrt und des sozialen Ortes, an dem sie wahrnehmbar wird. Formuliert wird, dass es nicht unbedingt ein Kernbereich der Jugendwohlfahrt sei, oder dass Jugendwohlfahrt ausgeweitet werden soll/muss, dass Jugendwohlfahrt mit dem Bereich der Jugendförderung verbunden werden müsse, dass vor allem die Jugendarbeit gefordert sei, oder dass auch der Bildungsauftrag der Sozialen Arbeit konzeptionell stärker in den Blick kommen müsse.

Es wurde aber auch festgehalten, dass die Jugendwohlfahrt aus unterschiedlichen Gründen nicht dafür geeignet sei, gesamtgesellschaftliche Anliegen im Blick zu haben und sich auf „benachteiligte“ Jugendliche konzentrieren solle, oder dass Prävention auf primärer Stufe nicht Aufgabe der Jugendwohlfahrt sondern der Familienpolitik sei.

1.2. Welche Ressourcen werden zur Verfügung gestellt?

In den bisherigen Befragungen wurde immer wieder der finanzielle Druck angesprochen, mit dem die Jugendwohlfahrt konfrontiert sei. Ob nun im Kontext von Angebotsveränderungen, von strukturellen Umgestaltungen in der Jugendwohlfahrt oder auch Qualitätssicherungsbe​mühungen, überall spielt auch die Frage, ob dadurch Kosten reduziert werden können oder umgekehrt der Verdacht, dass dadurch lediglich Kosten reduziert werden sollen, eine zentrale Rolle. Die Verteilung von Mitteln steht im Zentrum. Ausgehend davon ist die Vermutung naheliegend, dass sich an den von Seiten der öffentlichen Hand zur Verfügung gestellten Res​sourcen auch ein Stück weit der gesellschaftliche (Stellen)Wert ablesen lässt.
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Die vierte These, dass unter dem Motto der „Verschlankung des Staates“ auch für die Ju​gendwohlfahrt zunehmend weniger öffentliche Gelder zur Verfügung gestellt werden, unter​schreiben rund 91 % der Befragten (n=54). Etwa 37% (n=22) sind sogar der Meinung, dass diese These „sicher“ zutreffend sei. 

Diejenigen, die diese These bejahten wurden in der Folge gebeten, zu zwei weiteren Thesen Stellung zu beziehen, die auf Konsequenzen aus der Reduzierung der Mittel fokussierten. 

Dass die Reduktion öffentlicher Mittel durch private Gelder kompensiert werden müsse, be​jahten 37 der Befragten, das sind ca. 70 % der in Frage kommenden 54 TeilnehmerInnen. Die zweite These, dass die Reduktion öffentlicher Gelder zu einer Reduktion von Jugendwohl​fahrtsleistungen führen würde, beantworteten 57 TeilnehmerInnen und 35 % von diesen ge​hen von einer Reduktion von Jugendwohlfahrtsleistungen aus. Der mit 65% deutlich größere Teil erwartet aber keine Leistungskürzungen aufgrund geringer werdender öffentlicher Mittel.

Nimmt man die Kommentare hinzu, so fällt auf, dass recht häufig Spielräume für Effizienz​steigerung, bessere Ausnutzung der Mittel, höherer Treffsicherheit und Nutzung von Syner​gien gesehen werden. Allerdings wird auch kritisch angemerkt, dass Effizienzsteigerung al​lein nicht alles sein kann.

Daneben werden neue Partnerschaften (z.B. auch mit anderen öffentlichen Sektoren wie dem Schulwesen) und eine bessere Kooperation von öffentlichen und freien Trägern genannt. Es sei auch sinnvoll, die soziale Verantwortung der Wirtschaft zu stärken.

Von anderen werden Leistungskürzungen erwartet, die mit der Notwendigkeit verbunden sind, Prioritäten zu setzen und die zu einer Bereinigung von Angeboten führen. Wiederum andere befürchten zwar eine solche Entwicklung, fordern aber gleichzeitig politische Priori​tätensetzung und Gegensteuern.

1.3. Anspruch oder „caritas“?

Im Kontext der Reduzierung öffentlicher Mittel wurde in den bisherigen Befragungen auch des öfteren die Vermutung ausgesprochen, dass längerfristig der Kreis der Anspruchsberech​tigten verringert werden könnte, indem Rechtsansprüche gestrichen werden. 
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Eine in These 5 formulierte längerfristige Tendenz, alle Rechtsansprüche auf Jugendwohl​fahrtsleistungen zu streichen (vor dem Hintergrund einer geringen politische Attraktivität der Jugendwohlfahrt) wurde von einer Mehrheit nicht gesehen. 56,7% der Befragten waren der Meinung, dass dies „eher nicht“ (n=15) oder „nicht“ zutreffend (n=19) sei. Bei den bejahen​den Antworten bildete auch die vorsichtige Formulierung „trifft eher zu“ den größten Teil - 15 Antworten (d.s. 25%) fallen in diese Kategorie. Zwei Mal wurde „trifft zu“ angekreuzt und drei Mal „trifft sicher zu“. Auffällig ist bei dieser Frage, dass immerhin sechs TeilnehmerIn​nen (d.s. 10%) die Kategorie „kann ich nicht beantworten“ ankreuzten.

Nimmt man die Kommentare dazu, so wird zwar von Einzelnen eine leichte Tendenz zur Re​duzierung von Rechtsansprüchen auf Jugendwohlfahrtsleistungen angenommen, insgesamt scheint hier aber keine Gefahr gesehen zu werden. 

Problematisiert wird aber, dass zuviel an Behauptungen in eine These verpackt sind. So wird z.B. angemerkt, dass man zwar dem ersten Teil – eine geringe politische Attraktivität - zu​stimmen könne, nicht aber dem zweiten. Es wird aber auch mehrfach in Frage gestellt, dass es sich bei der Zielgruppe der Jugendwohlfahrt um eine „Randgruppe“ handle – zumal die für die Jugendwohlfahrt relevante Gruppe aufgrund gesellschaftlicher Entwicklungen eher größer werde. 

Ausgehend von diesen Kommentaren könnte der hohe Anteil des Votums „kann ich nicht beantworten“ auch meinen: die These ist so formuliert, dass sie nicht beantwortbar ist.

Die darauf folgende Frage 6 wurde vor dem Hintergrund möglicher Reduktionen von Rechts​ansprüchen formuliert und fokussierte auf die Haltung der TeilnehmerInnen zu Rechtsansprü​chen auf Jugendwohlfahrtsleistungen.
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Die Frage, ob weiterhin – jedenfalls für eine gewisse Anzahl von Basisleistungen der Ju​gendwohlfahrt – ein Rechtsanspruch bestehen solle, wurde mehr oder weniger von allen be​jaht. Lediglich zwei TeilnehmerInnen gaben „kann ich nicht beantworten“ an.

In den Kommentaren wurde mehrfach festgehalten, dass Prävention nicht vernachlässigt wer​den darf, dass es mehr Flexibilität in den Leistungen geben solle und dass mehr Partizipation möglich sein solle. 

In der Folge wurde danach gefragt, bei welchen Basisleistungen weiterhin ein Rechtsanspruch bestehen bleiben solle. Die Antworten variierten sehr stark. Zum einen werden darin die un​terschiedlichen Kontexte der TeilnehmerInnen sichtbar und es lässt sich vermuten, dass die Leistungen, die man selber erbringt, als „auf jeden Fall sicherzustellen“ betrachtet werden. Zum anderen ist es aber auch nachvollziehbar, dass die TeilnehmerInnen in der Regel nicht alle möglichen Jugendwohlfahrtsleistungen präsent haben, sondern nur ein spezifisches Spektrum (z.B. im Bereich der Hilfen zur Erziehung). Insgesamt lässt sich aus den Antworten daher keine Liste und schon gar keine Reihung extrahieren. Sehr häufig wurden darüber hin​aus auch sehr allgemeine Formulierungen gewählt. Den Tenor könnte man vielleicht mit der Antwort einer/s Teilnehmerin/Teilnehmers zusammenfassen „alle bestehenden und noch mehr“.

1.4. Was ist schon/noch interventionsbedürftig?

Im Kontext von Ressourcen und Ansprüchen stellt sich auch immer die Frage, wo Grenzen gezogen werden, welche Anforderungen erfüllt werden müssen um „in den Genuss von Leis​tungen zu kommen“ bzw. auch, was als unterstützungs- oder interventionsbedürftig angese​hen wird. Die Diskussionen in der Steuerungsgruppe haben gezeigt, dass hier sehr differen​ziert gefragt werden müsste, um ein brauchbares Ergebnis zu bekommen. Dies hätte aber den Rahmen des Fragebogens gesprengt und so wurde entschieden, lediglich eine etwas provo​kante These in den Raum zu stellen, um einen Eindruck zu gewinnen.
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In These 7 wurde die Behauptung aufgestellt, dass es in 10 Jahren in Österreich als normal empfunden werden wird, dass in größeren Städten obdachlose und bettelnde Kinder im Stra​ßenbild üblich sind. Dieser These stimmten 34 der Befragten (d.s. 56,7 %) nicht zu. 21 Teil​nehmerInnen (d.s. 35 %) bejahten die These, wobei mehr als die Hälfte davon die Formulie​rung „trifft eher zu“ ankreuzten. Von 5 TeilnehmerInnen wurde die Option „kann ich nicht beantworten“ angekreuzt.

Nimmt man die Kommentare zu dieser These hinzu, so wird darin mehrfach die Hoffnung ausgesprochen, dass es nicht so sein werde. Es wird auch konstatiert, dass Kinder und Ju​gendliche auf der Straße bereits jetzt ein Faktum seien, aber gleichzeitig der Hoffnung Aus​druck gegeben, dass dies nie als „normal“ empfunden werden möge. In zwei Kommentaren wird die Zuwanderung angesprochen und festgehalten, dass man hier zwischen inländischen und ausländischen Kindern/Jugendlichen differenzieren müsse.

Die Rolle der Jugendwohlfahrt in diesem Bereich wird in unterschiedlicher Form angespro​chen: so wird z.B. die Stimme der Jugendwohlfahrt in der öffentlichen Diskussion zum Thema obdachlose Jugendliche vermisst oder es wird festgehalten, dass sich die Jugendwohl​fahrt bewegen müsse, wenn eine solche Entwicklung verhindert werden solle. Es wird von anderen aber auch betont, dass die Jugendwohlfahrt gute und nachhaltige Arbeit leiste und die in der These angesprochene Entwicklung daher keinesfalls zutreffend sei. 

Zusammenfassend lassen sich aus den Antworten auf die Fragen und Thesen des ersten Blocks vielleicht folgende Aussagen destillieren.

Nicht eindeutig sind die Annahmen der ExpertInnen über die zukünftige Entwicklung des gesellschaftlichen Wertes von Kindern und Jugendlichen. Sehr viel eindeutiger sind die Ein​schätzungen, dass die Anforderungen an Kinder und Jugendliche größer werden, Verunsiche​rung und Überforderung größer werden. Nimmt man auch Aussagen aus den ersten beiden Befragungen hinzu, so könnte man sagen, dass von vielen ExpertInnen die Einschätzung ge​teilt wird, dass Aufwachsen in unserer Gesellschaft für Kinder und Jugendliche ein „schwieri​geres Geschäft“ wird und hier einiges auf die Jugendwohlfahrt zukommt – oder zukommen könnte.

Betont wird mehr oder weniger durchgängig, dass Rechtsansprüche auf Leistungen der Ju​gendwohlfahrt aufrechterhalten werden sollen. Und auch wenn der Blick in die Zukunft oft kein rosiges Bild zeigt, scheint doch die Hoffnung auf politische Steuerungsmöglichkeiten vorhanden zu sein. An kritischen Aspekten fallen vor allem Hinweise auf die Unterschiede auf, die im Umgang mit „normalen“ und „schwierigeren/auffälligeren“ Jugendlichen einer​seits, mit inländischen und ausländischen Kindern und Jugendlichen andererseits sichtbar werden.

2. Zeichnen sich grundlegende Paradigmenwechsel in der Jugendwohlfahrt ab?

Des öfteren wurden bei den ersten beiden Befragungen Verschiebungen in grundsätzlichen Haltungen - vor allem auf politischer Ebene - angesprochen. An vorderster Stelle stehen Vermutungen über den Rückzug des Staates aus immer mehr Feldern und die Konsequenzen, die sich daraus für die Jugendwohlfahrt ergeben. Im Zusammenhang mit dem finanziellen Druck werden grundlegende Veränderungen der Organisationsformen, der Angebote und Leistungen Sozialer Arbeit thematisiert. Und es stellt sich die Frage, aus welcher Perspektive die KlientInnen gesehen, wie deren Problemlagen verstanden und welche Handlungsmöglich​keiten für die Soziale Arbeit entworfen werden. Vor allem auf die letztgenannten Aspekte wurde im zweiten großen Fragenblock fokussiert.

Hintergrund der Fragestellungen bildet die in unterschiedlichem Ausmaß geführte Diskussion um Lebenswelt- und Sozialraumorientierung als Paradigma der Sozialen Arbeit. 

2.1. Wie werden soziale Probleme verstanden?

Im Kontext neoliberaler Diskurse verstärken sich in vielen sozialen Bereichen die Stimmen, die soziale Leistungen zunehmend mit Forderungen verknüpfen und soziale Probleme in den Kontext eines „Nicht-Wollens“ stellen. Im Kontext einer „Therapeutisierung“ unserer Gesell​schaft ist vielfach die Tendenz sichtbar, soziale Probleme auf individuelles „Nicht- Können“ zu reduzieren. Mit der achten These wurde im Fragebogen auf die auch in den bisherigen Be​fragungen öfters konstatierten Tendenzen zu einer „Individualisierung“ sozialer Probleme fokussiert.
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44 der Befragten (d.s. 73,3%) stimmten der These, dass soziale Probleme im öffentli​chen/politischen Diskurs zunehmend nur mehr als individuelle Probleme gesehen werden, zu. 16 ExpertInnen waren der Meinung, dass dies nicht (n=5) bzw. eher nicht (n=11) zutreffend sei. In den Kommentaren wurde dies z.B. mit einer zunehmenden „Therapeutisierung“ in Verbindung gebracht oder mit der Möglichkeit für die Politik, sich dadurch der Verantwor​tung zu entziehen. Es wurde auch konstatiert, dass dies leider immer schon so gewesen sei. Einmal wurde darauf hingewiesen, dass die „Bewertung von Menschen mit sozialen Proble​men“ auffallend im Zunehmen begriffen sei.

In einigen Kommentaren von denen, die die These verneinten, wird der Hoffnung Ausdruck gegeben, dass es in der Öffentlichkeit und der Politik Gruppierungen gebe, die soziale Prob​leme im Kontext gesellschaftlicher Entwicklungen zu sehen in der Lage seien, dass entspre​chende Öffentlichkeitsarbeit strukturelle Ursachen verdeutlichen könne etc.

Nimmt man diejenigen, die zwar „trifft eher nicht zu“ ankreuzten, dies aber mit dem Aus​druck der Hoffnung verbanden, dass Gegenkräfte gegen eine solche Tendenz mobilisierbar sein müssten, auch noch hinzu, so scheinen ca. drei Viertel der TeilnehmerInnen eine Ten​denz in diese Richtung einer zunehmenden „Individualisierung“ von Problemlagen wahrzu​nehmen. Inhaltlich scheint der größere Teil der Befragten einem solchen Verständnis sozialer Probleme kritisch gegenüber zu stehen. Dies zeigt sich auch an den Antworten auf die neunte These, in der auf gesellschaftliche Bedingungen fokussiert wurde.
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96,7 % der Befragten stimmen der Behauptung, dass gesellschaftliche Bedingungen in einem hohen Maß für individuelle Problemlagen verantwortlich sind, zu. Lediglich zwei Teilnehme​rInnen kreuzten „trifft eher nicht zu“ an.

In den Kommentaren zu dieser These wird öfters betont, dass gesellschaftliche Bedingungen „nicht nur, aber auch“ verantwortlich seien. In einem Kommentar wird darüber hinaus ein weiterer Aspekt gesellschaftlicher Bedingtheit von sozialen Problemen angesprochen: In jeder Gesellschaft gibt es auch Menschen, die dem allgemeinen normativen Anforderungsprofil nicht entsprechen, d.h. dass jede Gesellschaftsform auch ihre spezifischen „Problemformen“ erzeugt.

2.2. Worauf soll sich Jugendwohlfahrtsarbeit richten?

Neben der Frage, wie soziale Probleme verstanden bzw. erklärt werden, ist eine zentrale Frage, worin denn Unterstützung und Hilfe bestehen sollen. In den Thesen 10, 11 und 12 wurden Aspekte zur Diskussion gestellt, die im Kontext von Sozialraum- und Lebensweltori​entierung eine prominente Rolle spielen – oft aber auch in anderen Kontexten auftauchen.
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Dass Jugendwohlfahrtsleistungen, wie in These 10 behauptet, Leistungen zur Aktivierung und Kompetenzstärkung, also Hilfe zur Selbsthilfe sein sollten, bejahten 98,3 % der Befragten. Lediglich ein Mal wurde „trifft eher nicht zu“ angekreuzt und im Kommentar damit begrün​det, dass nicht jegliche Verantwortung vom Staat auf die Bevölkerung abgewälzt werden könne. In anderen Kommentaren wird mehrfach betont, dass es darüber hinaus auch „äußere“ Rahmenbedingungen (z.B. Grundabsicherung, Wohnraum etc.) brauche, die sichergestellt werden müssen. Kritisch angemerkt wird auch, dass Jugendwohlfahrt dabei „nicht als Anpas​sungsmotor an bestimmte Lebensformen agieren“ solle.

Die Kommentare machen deutlich, dass „Aktivierung, Kompetenzstärkung und Hilfe zur Selbsthilfe“ in unterschiedlichen Kontexten durchaus unterschiedlich verstanden werden kön​nen. Jedenfalls ist der Hinweis, dass diese Begriffe auch verwendet werden können, um ge​sellschaftliche Verantwortlichkeiten abzuwälzen und soziale Problem dem Einzelnen zuzu​schanzen, nicht zu übersehen. Und auch der letzte Hinweis macht deutlich, dass man über diese Begriffe alltagssprachlich einen Konsens herstellen kann, dass aber durchaus ein Dis​kussionsbedarf vorhanden ist – zum Beispiel über Zielsetzungen, Normen und Werte.

In der These 11 wurde eine Behauptung formuliert, die den Fokus von Sozialer Arbeit erwei​tert – von der individuumszentrierten, fallbezogenen Perspektive hin zu einer Gestaltung von sozialen Strukturen und Lebensbedingungen.
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96,7% der Befragten (d.s. 58 Personen) teilten die Feststellung, dass Jugendwohlfahrtsarbeit sozialgestalterisch sein solle, also Lebensbedingungen beeinflussen und soziale Strukturen mitgestalten solle. Davon waren 27 der Meinung, dass dies „sicher“ zutrifft, 22 hielten es für zutreffend und 9 für „eher“ zutreffend. Lediglich 2 ExpertInnen waren der Meinung, dass die These „eher nicht“ zutreffend sei. 

In den Kommentaren wird hier z.B. auf die Gemeinwesenarbeit als Ansatz hingewiesen. Lob​bying für Kinder und Jugendliche, Sprachrohr sein für Randgruppen, Wahrnehmen des sozial-politischen Mandates und präventive Ansätze werden als Stichworte genannt. Es wird aber auch kritisch angemerkt, dass es dafür mehr finanzielle Ressourcen bräuchte oder dass dies zwar zu einem gewissen Grad Aufgabe der Jugendwohlfahrt sei, die konkrete Arbeit aber in erster Linie auf das einzelne Individuum abziele.

In der 12. These wurden dann die Notwendigkeit des Einbezugs der Lebenswelt bzw. des Milieus als Ressource für individuelle Hilfe behauptet.
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Der These, dass individuelle Hilfe zur Voraussetzung habe, dass die Lebenswelt bzw. das Milieu als Ressource miteinbezogen wird, stimmten 98,3 % der Befragten(n=58) zu. Je ein Mal wurde „trifft eher nicht zu“ und „kann ich nicht beantworten“ angekreuzt. Angemerkt wurde dazu z.B. dass es hierzu neuer Ideen und neuer Zugangsweisen in der Sozialen Arbeit bedürfe, mehr Flexibilität in der Gestaltung der Angebote nötig sei und die Einbeziehung le​bensweltlicher Ressourcen nicht auf der Basis der Reduzierung sozialstaatlicher Vorsorge​leistungen geschehen dürfe.

2.3. Sozialraum- und Lebensweltorientierung – eine zukünftige Leitvorstellung?

Sozialraum- und Lebensweltorientierung sind in den letzten Jahren dominante Diskussions​stränge in unterschiedlichen Kontexten der Jugendwohlfahrt. Die Thesen 10 bis 12 zielten inhaltlich schon in diese Richtung, in der These 13 wurde dieses Thema dezidiert aufgegrif​fen.
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Die in These 13 aufgestellte Annahme, dass Sozialraum- und Lebensweltorientierung zu​künftig zur Leitvorstellung der Jugendwohlfahrt werde, bejahten 70% der Befragten (n=42). Neun TeilnehmerInnen (d.s. 15%) waren der Meinung, dass diese These „eher nicht“ zutref​fend sei und weitere neun TeilnehmerInnen kreuzten bei dieser Frage „kann ich nicht beant​worten“ an. In den Anmerkungen wurden vereinzelt Zweifel angemeldet und dies einerseits mit den engen finanziellen Möglichkeiten, andererseits mit der „Trägheit“ des „Apparates Jugendwohlfahrt“ begründet, die es schwer mache „das Netz neu zu knüpfen“.

Über die Einschätzung der ExpertInnen zu Sozialraum- und Lebensweltorientierung als mög​liche Leitvorstellung für die Jugendwohlfahrt hinaus, wurde in der Frage 13a versucht, eine inhaltliche Konkretisierung dieser Begriffe zu erheben. Die TeilnehmerInnen wurden gebeten anzugeben, was sich denn mit „Sozialraum- und Lebensweltorientierung als Leitvorstellung“ verändern würde.

Die Antworten bestanden in der Regel aus einzelnen Stichworten oder Teilsätzen. Selten wurden einzelne Gedanken weiter ausgeführt. Eine Auswertung ist daher schwierig, weil die Antworten je nach Kontext oder theoretischem Hintergrund möglicherweise unterschiedlich verstanden werden können. Auch ist aus den bloßen Begriffen manchmal nicht klar ersicht​lich, ob es sich um prognostizierte Veränderungen handelt oder um Veränderungen, die not​wendig wären, damit Sozialraum- und Lebensweltorientierung als Leitvorstellung wirksam werden können. Und letztendlich ist es nicht immer leicht zu entscheiden, ob eine Formulie​rung nun positiv oder negativ gemeint ist.

Die Veränderungen gruppieren sich um einige zentrale Themenbereiche, die in der Folge kurz anhand einiger in den Antworten auftauchender Stichworte umrissen werden:

· Mehr Flexibilität bei der Gestaltung von Angeboten: Die Angebote können an Lebensla​gen, Bedürfnissen und Möglichkeiten orientiert besser abgestimmt werden, sind „maßge​schneidert“ bzw. „passgenauer“ oder gezielter. 

· Mehr Partizipation aller Beteiligten: KlientInnen  bzw. alle Beteiligten werden mehr einbe​zogen, Familien erhalten Entscheidungs- und Gestaltungsmacht zurück und Kompe​tenzen werden gestärkt, Lebenswelten und Lösungskompetenzen ernst genommen.

· Erschließung von bisher vernachlässigten Ressourcen: Aktivierung des sozialen Umfeldes und dort vorhandener Ressourcen, besserer Blick auf vorhandene Ressourcen und Stär​kung von Kompetenzen vor Ort, raschere Wiederübernahme der Verantwortung unter Einbindung lokaler Ressourcen fördern.

· Kleinräumige Orientierung und größere Nähe: Aktive, kleinräumige, individuelle, direkte Leistungen (sozialarbeiterisch und wirtschaftlich), Arbeit vor Ort, regional, präventiv, mehr ambulante Unterstützung, räumlich näher an Klienten verfügbar sein.

· Mehr, bessere oder andere Zusammenarbeit: Bessere Koordination und Kooperation der Beteiligten, besser koordinierte Planungen und Umsetzungen, stärkere Zusammenarbeit der Einrichtungen, eine neue Arbeitsteilung zwischen privaten Trägern und öffentlicher Verwaltung. Jugendwohlfahrt, so eine Formulierung, wird zur Querschnittsmaterie.

· Letztendlich wurden in einigen Antworten auch der Fokus auf den Aspekt der Qualitäts- und Effizienzsteigerung gelegt. Hier fanden sich Stichworte wie: einheitlichere Qualität, kürzere Maßnahmen, höhere Effizienz und weniger Ausgaben für den Staat

In einigen Negativ-Formulierungen werden zentrale Aspekte deutlich. Sozialraum- und Le​bensweltorientierung, so wurde zum Beispiel festgehalten, bedeutet ein Abgehen von „klassi​schen“ pädagogischen Idealen. Jugendwohlfahrt bestehe, so eine andere Formulierung, dann nicht mehr darin, Leistungen anzubieten, sondern darin individuelle Lösungen zu erarbeiten. Es bedeute weniger case-work und mehr community-work. Sozialraum- und Lebensweltori​entierung als Leitvorstellung bringe weniger „überhebliche“ Entscheidungen der Jugendwohl​fahrtsträger. Es heiße: Weg vom Beamtenimage, oder weg von der “administrierten Jugend​wohlfahrt” oder auch weg vom „Einrichtungsdenken“ mit Auslastungsparametern. 

Veränderungen werden also postuliert, die sich darauf beziehen, welche Angebote zur Verfü​gung gestellt werden, wie diese Angebote gemacht werden, worauf der Fokus Sozialer Arbeit gerichtet wird und auch darauf, was die zentralen Kriterien für die Gestaltung der Angebote sind.

Als notwendig angesehen wird z.B. eine Reduktion administrativer Aufgaben, damit Sozial​arbeiterInnen sich wieder konkret mit Lebensräumen auseinandersetzen können, eine qualita​tive und quantitative Adaptierung ambulanter, mobiler und stationärer Angebote oder eine Forcierung präventiver Initiativen. Eventuell, so eine Aussage, müsste das Jugendwohlfahrts​gesetz verändert werden.

Das Gemeinwesen müsste stärker beforscht werden, soziokulturelle Komponenten stärker in Ausbildung und Arbeit einbezogen werden, die Vielfalt der Lebenswelten müsste akzeptiert werden und Innovativität und Kreativität seien gefragt.

Es bräuchte, wird von Einzelnen festgehalten, mehr an Kapazitäten bzw. Ressourcen.

Es wird in einzelnen Antworten aber auch festgestellt, dass sich an der Sozialen Arbeit prinzi​piell nichts ändern müsste/würde – allenfalls dass eine Rückbesinnung auf die zentralen sozi​alarbeiterischen Kernkompetenzen und -aufgaben nötig wäre oder dass es günstig wäre, sich die Fremdheit der Lebenswelten, und zwar nicht nur die von MigrantInnen, stärker wieder bewusst zu machen.

2.4. Mehr privat – weniger Staat?
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Da in den bisherigen Befragungen immer wieder die Vorstellung auftauchte, die Angebote der Jugendwohlfahrt könnten auf einige Basisleistungen reduziert werden und alles darüber hi​nausgehende der Eigeninitiative überlassen werden, wurde eine These aufgenommen, um die Einschätzung aller Befragten zu diesem Thema zu erheben.

Die in These 14 postulierte Entwicklung, dass öffentliche Jugendwohlfahrt auf einige wenige Basisleistungen reduziert wird und darüber hinausgehende soziale Leistungen der Eigeniniti​ative und der Eigenfinanzierung bedürfen, bejahten 35 TeilnehmerInnen, das sind 58,3 % der Befragten. Der Schwerpunkt der Antworten lag mit 27 Nennungen (d.s. 45%) bei der Katego​rie „trifft eher zu“. Immerhin 5 Mal wurde „kann ich nicht beantworten“ angegeben. 20 Teil​nehmerInnen waren der Meinung, dass diese These „eher nicht“ (n=11), „nicht“ (n=8) oder „keinesfalls“ (n=1) zutreffend sei. 

Die Kommentare zu dieser These gehen in die Richtung, dass eine solche Entwicklung nicht befürwortet aber befürchtet wird, dass eine solche Entwicklung sehr problematisch wäre und nicht passieren dürfe oder auch, dass so etwas bei uns zwar politisch vielleicht gewollt, aber nur schwer umsetzbar wäre oder dass das in der Jugendwohlfahrt nicht funktionieren könne. 

Dass soziale Unterschiede bedeutsamer würden, wird angemerkt und auch, dass konkrete Basisleistungen Voraussetzung wären, damit Familien überhaupt Entscheidungs- und Prob​lemlösungskompetenz entwickeln können. Umgekehrt wird betont, dass Eigenverantwortung und Eigeninitiative für jede langfristig erfolgreiche Hilfe nötig seien.

Im Kontext von Einsparungen und Rückzug des Staates wurde in den ersten beiden Befra​gungen auch des öfteren eine weitgehende Privatisierung der Aufgaben der Jugendwohlfahrt angesprochen. Eine solche Entwicklung wurde in der These 15 behauptet.
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68,3 der Befragten (insgesamt 41) stimmten der Annahme, dass die Aufgaben der Jugend​wohlfahrt weitgehend privatisiert werden und Anbieter von Jugendwohlfahrtsleistungen sich am „Markt“ bewähren müssen, zu. Der Schwerpunkt mit 20 Nennungen (d.s. 33,3 %) lag auch hier bei der Kategorie „trifft eher zu“. 16 TeilnehmerInnen (d.s. 26,7%) stimmten dieser These nicht zu und drei entschieden sich für die Option „kann ich nicht beantworten“.

Die Einschätzungen einer solchen Entwicklung in den Kommentare ist breit gestreut, reicht von „ist aber nicht erstrebenswert“ über „ist ja bei uns schon so“ bis zu „ist grundsätzlich nicht abzulehnen“. Deutlich wird aus den Antworten, dass man die Übertragung von nichtho​heitlichen Jugendwohlfahrtsaufgaben an freie Träger noch einmal differenzieren muss von einer marktförmigen Organisation mit mehr oder weniger freiem Wettbewerb auch kommer​zieller Anbieter. In mehreren Kommentaren wird die Spezifik der Dienstleistungen im Ju​gendwohlfahrtsbereich angesprochen, die nicht oder nur begrenzt „marktfähig“ seien.

Insgesamt scheinen doch viele der Befragten einen Trend zu einer Verringerung der Anteile der öffentlichen Träger an der Erfüllung der Aufgaben der Jugendwohlfahrt und einer Erwei​terung des Betätigungsfeldes freier Träger wahrzunehmen. Wie weit dies als „marktförmig“ anzusehen ist, oder in welche Richtung die Entwicklung hier geht, scheinen aber noch offene Fragen zu sein.

2.5. Ehrenamt, freiwillige soziale Dienste, Nachbarschaftshilfe
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Eine Forcierung ehrenamtlicher Tätigkeiten, freiwilliger sozialer Dienste oder von Nachbar​schaftshilfe wird vor allem unter dem Aspekt der Kostenreduzierung immer wieder ins Ge​spräch gebracht, positiv hervorgehoben, kritisch betrachtet oder vehement abgelehnt. Bei der zweiten JU-Quest-Befragung wurden diese Zugänge als Möglichkeiten, dem Kostendruck zu begegnen, eher gering eingeschätzt. Die Frage fokussierte dabei aber stark auf die persönliche Haltung der Befragten dazu und brachte wenig Anhaltspunkte, welche Rolle sie möglicher​weise spielen werden. Um einen Eindruck zu bekommen, wie die befragten ExpertInnen die Entwicklung in diesem Bereich sehen, wurde eine entsprechende These in den Fragebogen aufgenommen.

Die Annahme einer Forcierung von Ehrenamtlichkeit, freiwilligen sozialen Diensten, Nach​barschaftshilfe etc. aus finanziellen Erwägungen wird von 45 der Befragten (d.s. 79 %) ge​teilt. 14 TeilnehmerInnen halten dies für nicht zutreffend, wobei der Schwerpunkt mit 10 Nennungen (d.s. 16,7 % der Antworten) bei der Kategorie „trifft eher nicht zu“ lag. 

Dabei wird in den Kommentaren häufig darauf verwiesen, dass Ehrenamt, freiwillige Dienste oder Nachbarschaftshilfe nicht kostengünstiger seien, sondern Betreuung, Organisation und Unterstützung brauchen - also nicht als Ersatz sondern als Ergänzung zu professionellen Hil​fen zu sehen seien. Ehrenamtliche seien auch nicht überall einsetzbar, in manchen Bereichen sogar sehr problematisch.

Betont wird, dass die Qualitätsstandards eingehalten werden müssen und dass Beteiligung allein aus finanziellen Gründen nicht funktionieren könne. Vereinzelt wird auch die (Selbst)Ausbeutung vor allem von Frauen problematisiert oder angemerkt, ehrenamtlich zu arbeiten müsse man sich erst einmal leisten können.

Als Tendenz könnte man formulieren, dass Ehrenamt, freiwillige soziale Dienste etc. nicht prinzipiell negativ gesehen werden, dass hier vielfältige Potentiale vorhanden sind, dass aber diese Formen von Unterstützung und Hilfe nur Sinn machen und funktionieren können, wenn inhaltliche Gründe dafür sprechen und sie entsprechend inhaltlicher Erwägungen konzipiert und umgesetzt werden.

2.6. Entwickelt sich die Soziale Arbeit zunehmend zum „Sozialma​nagement“?
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Im Kontext struktureller Veränderungen, die in der Jugendwohlfahrt im Gange oder zu er​warten seien, wurde immer wieder auch eine Verschiebung des Schwerpunktes Sozialer Ar​beit in Richtung „Sozialmanagement“ angesprochen. 

Dass sich der Schwerpunkt der professionellen Sozialen Arbeit auf das Finden von Ressour​cen im Umfeld der Klientinnen, die Vernetzung von freiwilligen sozialen Diensten, die Betreuung von Ehrenamtlichen und die Koordinierung von Nachbarschaftshilfen verlagern werde, halten 43 der Befragen (d.s. 71,6 %) für mehr oder weniger zutreffend. 15 halten eine solche Entwicklung für „eher nicht“ (n=10) oder „nicht“ (n=5) zutreffend. Der Schwerpunkt liegt mit einem Drittel der Antworten bei der Kategorie „trifft eher zu“.

2.7. ...oder geht es in eine andere Richtung?

In der anschließenden Frage 18 wurde gefragt, ob und wenn ja wohin sich sonst die Soziale Arbeit entwickelt. Diese Frage wurde insgesamt 37 Mal beantwortet.

Zum Teil wurde die These 17 bejaht und dann bei der Frage 18 ergänzt:

· mit positiven Einschätzungen:

Soziale Arbeit werde zur „Arbeit mit dem Fall und seinem Umfeld“ und dadurch komple​xer wird postuliert, oder festgehalten, dass mehr Managementaufgaben anfallen und we​niger Betreuungsaufgaben. Von anderen wird auf Aspekte verwiesen wie: mehr Nachhal​tigkeit in den Interventionen, mehr Selbstbestimmung der KlientInnen und weniger Fremdbestimmung. Von anderen wird mehr Professionalität und Effizienz oder eine An​passung an einen realen Bedarf erwartet.

· mit dem Ausdruck von Hoffnung, dass es sich in diese Richtung entwickeln möge.

· mit warnenden Einschränkungen, dass Kostengünstigkeit nicht zum entscheidenden Krite​rium werden dürfe, es eine Sicherung der Grundbedürfnisse dazu brauche oder professio​nelle Angebote und z.T. auch Aus- und Weiterbildung nötig wären.

· mit negativen anderen Entwicklungen: zum Beispiel, dass Soziale Arbeit sich von inhalt​lich/fachlicher Auseinandersetzung entferne und zunehmend zahlen- und faktenorientiert werde. Oder dass die in These 17 postulierte Entwicklung im Kontext einer kritiklosen Übernahme des Diskurses der leeren Kassen stehe und auf gesellschaftlich gestaltendes Handeln zugunsten von Therapeutisierung, also Individualisierung sozialer Problemlagen, zunehmend verzichtet werde. Erwartet wird von anderen auch eine stärkere Konkurrenz und wirtschaftlicher Druck bei den freien Trägern. Es ist die Rede von einer zunehmenden Differenzierung zwischen „Verwalten“ und „Betreuen“, die einhergehe mit einem Status​verlust der Betreuenden. Und letztendlich wird in einer Antwort festgehalten, dass die Prävention zu kurz komme und die Soziale Arbeit zunehmend mehr zur Feuerwehr werde.

Zum Teil wurde die These 17 als nicht oder eher nicht zutreffend bezeichnet und ergänzt, dass:

· zu befürchten sei, dass alles so weiter gehe wie bisher

· einzelne Bereiche (wie ambulante Betreuung, Schulmediation und –sozialarbeit oder Wohn​gruppen) stärker forciert werden

· Qualitätssicherung als Teil eines neues Selbstbewusstseins in den Köpfen der Professio​nistInnen stärker verankert werde

· einheitliche Standards zu begrüßen seien

· mehr Vernetzung auf der Ebene von Institutionen und Anbietern stattfinde und letztend​lich

· die in These 17 formulierte Entwicklung zwar außerhalb der Jugendwohlfahrt zur Lösung von „Alltagsproblemen“ zuträfe, in der Jugendwohlfahrt aber weiterhin auf direkte Hilfe​stellung durch professionelle Helfer gesetzt werde

Oder es wird kritisch angemerkt, dass

· die Entwicklung in Richtung Management gehe mit der Gefahr, dass Betroffenen zu Objek​ten der Betreuung werden und nicht mehr als Subjekte gesehen werden

· es eine wichtige Frage sei, wie sich Sozialpolitik entwickeln werde

· mehr Diskussion über Aufgaben und Möglichkeiten und Grenzen von Jugendwohlfahrt bzw. Sozialer Arbeit nötig wäre

In den allgemeinen Anmerkungen, die nur von wenigen genutzt wurden, wurde Kritik geäu​ßert, die sich darauf bezieht, dass

· es auch in der Jugendwohlfahrt nur um sparen, sparen, sparen gehe und nicht darum, was Menschen brauchen

· Jugendwohlfahrt sich auszeichne durch Umständlichkeit, Verbürokratisierung und lange Entscheidungswege

· sich Jugendwohlfahrt in Bezug auf Randgruppen die Hände nicht schmutzig machen wolle

· mehr Partizipation wichtig sei und Kinder nicht ernst genommen würden

· mehr Möglichkeiten für Prävention in der Jugendwohlfahrt geschaffen werden sollten oder dass

· die JU-Quest-Befragung vorhandenes Innovationspotential stärker in den Blick nehmen sollte und stärker aktiv/agierend statt passiv/reagierend gestaltet werden sollten.

Es wurde aber auch festgestellt: „Dort, wo Mittel eingesetzt werden und wo die richtigen Fachleute arbeiten dürfen, bringt die Arbeit sehr viel Erfolg.“

3. Zusammenfassung

Die Antworten auf einige Fragen bzw. die Einschätzungen der TeilnehmerInnen zu einigen Thesen haben ein eher uneinheitliches Bild gebracht, so dass sich hier kaum generalisierende Aussagen treffen lassen. Andere Antworten waren wiederum einheitlicher.

Eine der mehrheitlichen Einschätzungen deutet in die Richtung, dass die befragten ExpertIn​nen zu einem größeren Teil davon ausgehen, dass das Aufwachsen für Kinder und Jugendli​che in unserer Gesellschaft tendenziell schwieriger wird, mit höheren Anforderungen verbun​den ist und Verunsicherung und Überforderung eher zunehmen werden. Dies deckt sich auch mit Einschätzungen aus den letzten beiden Befragungen, die in die Richtung gingen, dass auf die Jugendwohlfahrt eher mehr „Arbeit“ zukommen wird.

Welche konkreten Veränderungen dies sind und welche Folgerungen für die Gestaltung der Jugendwohlfahrt daraus abgeleitet werden könnten, ist auf der Basis des vorliegenden Materi​als nicht zu sagen. Diesem Thema weiter nachzugehen wäre daher interessant und lohnens​wert.

Mehrheitlich wird auch an einem breiten Rechtsanspruch auf Leistungen der Jugendwohlfahrt festgehalten, auch wenn konstatiert wird, dass die Entwicklung in eine andere Richtung gehen könnte. Aus den Anmerkungen auf mehrere Fragen könnte man ein mehrheitliches Votum für die Verantwortlichkeit der Gesellschaft und des Staates ableiten, Grundbedürfnisse zu sichern und adäquate Rahmenbedingungen zu schaffen für eigenverantwortliche Lebensgestaltung.

In Bezug auf (sozial-)politische Entwicklungen scheint bei nicht wenigen die Hoffnung auf politische Steuerungsmöglichkeiten und auch Einflussmöglichkeiten da zu sein. Die im Kon​text neoliberaler Politiken immer wieder hervorgehobene Notwendigkeit zu „sparen“, die Feststellung, dass keine Gelder mehr da sind, wird von vielen aber offenbar akzeptiert. Nur vereinzelt ist von einer Unterwerfung unter den Diskurs der leeren Kassen die Rede. Dass in Zukunft tendenziell weniger Geld zur Verfügung stehen wird, nehmen die TeilnehmerInnen mehrheitlich an – unabhängig davon, was sie persönlich davon halten. Nichtsdestotrotz wird eine solche Reduzierung von Mitteln nur von wenigen direkt mit einer Einschränkung von Leistungen in Verbindung gebracht. Zum einen werden Möglichkeiten gesehen, private Mittel zu lukrieren, zum anderen werden aber auch Möglichkeiten gesehen, die vorhandenen Mittel effizienter einzusetzen.

Mehrheitlich konstatieren die ExpertInnen, dass soziale Problem im öffentlichen/politischen Diskurs zunehmend nur mehr als individuelle Probleme gesehen werden. In ihrer persönli​chen Haltung scheinen sich die TeilnehmerInnen aber mehrheitlich gegen eine solche indiviu​alisierende Problemzuschreibung auszusprechen. Dass gesellschaftliche Bedingungen in ei​nem hohen Maße für individuelle Problemlagen verantwortlich sind, bejahen fast alle. Und im selben Ausmaß  teilen sie auch die These, dass Jugendwohlfahrtsarbeit sozialgestalterisch sein soll, d.h. Lebensbedingungen beeinflussen und soziale Strukturen mitgestalten soll. Empo​werment und die Einbeziehung der Lebenswelt als Ressource werden in einem hohen Ausmaß als Maximen der Sozialen Arbeit befürwortet.

Dass Lebenswelt- und Sozialraumorientierung in näherer Zukunft die Leitvorstellung der Ju​gendwohlfahrt wird, halten immerhin noch 70% der Befragten für möglich.

Inhaltlich werden dabei aber unterschiedliche Schwerpunkte gesetzt. Generalisierend könnte man vielleicht sagen, dass zum einen vielerlei Hoffnungen damit verbunden sind. Diese Hoff​nungen oder Wünsche könnte man umgekehrt auch als Unzufriedenheiten mit dem Status Quo lesen. Im Kern sind es vier Themen, die immer wieder auftauchen: 

· mehr Partizipation soll möglich werden

· mehr Engagement im präventiven Bereich wäre nötig

· die Angebote bzw. Leistungen sollten flexibler gestaltet und „maßgeschneidert“ werden können

· es sollte mehr Kommunikation und Kooperation auf allen Ebenen geben

Dies würde im Endeffekt dazu führen, dass weniger „verwaltet“ würde und mehr kreative und nachhaltigere Lösungen gemeinsam entwickelt werden.

Nicht zu überhören sind zum anderen aber auch die Warnungen und kritischen Einschränkun​gen, dass keinesfalls das „Sparen“ das zentrale Motiv sein darf. Veränderungen welcher Art auch immer brauchen primär eine inhaltliche Grundlegung. Und manchmal finden sich auch Hinweise, die gesellschaftlichen Normen aber auch eigenen Vorstellungen und Werte zu hin​terfragen, „Anders-Sein“ zuzulassen oder möglich zu machen und nicht als Anpassungsmotor für bestimmte Lebensformen zu fungieren.

Insgesamt sind die Hinweise nicht zu übersehen, dass viele Begriffe, Konzepte und Diskussi​onsstränge sehr genau in Bezug auf den Kontext, in denen sie artikuliert werden, betrachtet werden müssen. Deutlich wird dies z.B. an Begriffen wie „Eigenverantwortung“ oder „Akti​vierung“, die je nach diskursivem Kontext sehr unterschiedliche Bedeutungen annehmen kön​nen.

In Bezug auf die Organisation der Jugendwohlfahrt scheinen nicht wenige einen Rückzug des Staates aus vielen Bereichen zu erwarten, auch wenn nicht klar ist, was daraus dann resultiert. 

Ein Trend scheint zumindest in einigen Bundesländern in die Richtung zu gehen, möglichst viele Aufgaben – mit Ausnahme der dezidiert hoheitlichen Agenden – an freie Träger der Jugendwohlfahrt zu delegieren. Ob sich daraus dann eine Art Markt entwickelt, möglicher​weise auch mit kommerziellen Anbietern, bleibt unklar. Des öfteren wird in diesem Kontext auf die Spezifität der Leistungen bzw. des Feldes hingewiesen, die eine marktförmige Organi​sation nicht möglich mache. Nimmt man die bereits angemerkten Unterschiede in der Selbst​definition der freien Träger in Bezug auf die Zugehörigkeit zur öffentlichen Jugendwohlfahrt hinzu, so wird noch einmal deutlich, dass über die Besonderheiten des Feldes und der Organi​sationen und Institutionen in diesem Feld noch einiges diskutiert werden könnte.

Ebenso wie in Bezug auf die Personen, die die Soziale Arbeit im Endeffekt machen, noch einiges an Diskussionsbedarf da zu sein scheint. Ein Trend, dass Ehrenamtlichkeit, Nachbar​schaftshilfe und freiwillige soziale Dienste, vor allem aus finanziellen Erwägungen forciert werden, wird von einer deutlichen Mehrheit der TeilnehmerInnen gesehen. Diese werden in der Regel auch nicht prinzipiell negativ gesehen, doch wird betont, dass sie eine professio​nelle Hilfe nicht ersetzen können und es inhaltlich begründet sein muss, wo und wie z.B. eh​renamtliche HelferInnen eingesetzt werden. 

Auch die These, dass sich der Schwerpunkt der professionellen Sozialen Arbeit eher in die Richtung eines „Sozialmanagement“ verschiebt, eines Management von Ressourcen, Koordi​nierung und Unterstützung von Ehrenamtlichen oder Nachbarschaftshilfen etc., wird von ei​ner Mehrheit bejaht. Allerdings scheinen die Assoziationen dazu recht unterschiedlich zu sein. Zum Bespiel wird mit einem solchen Management sowohl die Möglichkeit von mehr Selbst​bestimmung der KlientInnen verbunden wie auch umgekehrt die Sorge vor noch mehr Fremdbestimmung und „Objektivierung“.

Themen für weitere Auseinandersetzung sind also genügend vorhanden. Die Steuerungs​gruppe von JU-Quest wird im Frühjahr 2005 darüber entscheiden, auf welche Themen oder Aspekte in der nächsten Befragung fokussiert wird. Diese Befragung soll im Frühsommer 2005 durchgeführt werden.

Anhang
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Auf Initiative des Fachbereichs Pädagogik von SOS-Kinderdorf hat sich am 5./6. Juni 2002 in Eugendorf eine Gruppe von Fachleuten aus unterschiedlichen jugendwohlfahrtsrelevanten Arbeitsfeldern getroffen und ein neues Projekt aus der Taufe gehoben.

Mit „JU-Quest“ – so der gemeinsam gefundene Name – soll das Medium Internet genutzt werden, um

· ein neues Forum für die fachliche Diskussion über die aktuelle Situation und die zukünf​tige Entwicklung der Jugendwohlfahrt in Österreich zu schaffen

· eine intensivere Vernetzung der mit Jugendwohlfahrtsfragen befassten Fachleute zu ermöglichen und

· längerfristig eine umfangreiche Wissensbasis zu Jugendwohlfahrtsfragen aufzubauen.

Regelmäßig über das Internet durchgeführte ExpertInnen-Befragungen stellen die Grundlage für einen Überblick dar, welche Entwicklungen und Trends die gegenwärtige Situation der österreichischen Jugendwohlfahrt bestimmen und für die nähere Zukunft relevant sein wer​den. Die Ergebnisse werden auf einer eigenen Homepage veröffentlicht. Derzeit ist geplant, ein Mal pro Jahr eine Befragung durchzuführen und den TeilnehmerInnenkreis im Schnee​ballsystem kontinuierlich zu erweitern. 

Ebenso ein Mal pro Jahr findet eine ExpertInnen-Konferenz statt, die Raum geben soll für eine intensivere Auseinandersetzung und das Knüpfen persönlicher Kontakte.

Für den Inhalt verantwortlich ist eine Steuerungsgruppe, die sich derzeit zusammensetzt aus:

· Dr. Andrea Holz-Dahrenstaedt, Kinder- und Jugendanwaltschaft Salzburg 

· Dorothea Klampfl MAS, Stadt Graz/ Jugendwohlfahrtsplanung und Qualitätsmanage​ment 

· Dr. Werner Leixnering, Oö Landesnervenklinik Wagner-Jauregg Linz 

· Gerhard Mitter, Pro Juventute Soziale Dienste GmbH Salzburg 

· Dr. Christian Posch, SOS-Kinderdorf/Fachbereich Pädagogik Innsbruck 

· Univ.-Prof. Dr. Josef Scheipl, Institut für Bildungs- und Erziehungswissenschaft der Karl-Franzens-Universität Graz 

· Dr. Hedwig Träger, Kolleg für Sozialpädagogik in Stams 

· Dr. Silvia Zabernigg, Pflegekinderdienst des Vorarlberger Kinderdorfes in Feldkirch 

Bis Herbst 2004 gehörte darüber hinaus noch Dr. Hans Fuchs, Mitarbeiter bei TAF Salzburg und freiberuflicher Psychotherapeut, der Steuerungsgruppe an.

Detailliertere Informationen gibt es auf der Web-Site des Projektes unter:

http://www.ju-quest.at
Zum aktuellen Stand:

· Die erste Befragung wurde Mitte Oktober 2002 gestartet. Für die erste Befragung wurden österreichweit 60 ExpertInnen aus dem Jugendwohlfahrtbereich kontaktiert und gebeten, fünf offene Fragen zu aktuellen Entwicklungen in der Jugendwohlfahrt zu beantworten. Insgesamt 34 haben letztendlich geantwortet. Ein Bericht über diese erste Befragung wurde Ende Februar 2003 auf der Web-Site veröffentlicht. 

· Aufbauend auf den Ergebnissen der ersten Befragung wurde eine zweite, stärker quantita​tiv orientierte Befragung konzipiert, die Mitte Juni 2003 gestartet wurde. Der Kreis der befragten ExpertInnen wurde im Schneeballsystem etwas erweitert auf insgesamt 70.

· Am 6./7. November 2003 fand die erste JU-Quest-ExpertInnen-Konferenz in Eugendorf bei Salzburg statt. 

· Seit Oktober 2003 präsentiert  sich ein weiteres Projekt über die Web-Site von JU-Quest: „JuRE“ beschäftigt sich mit Fragen der Rechtsentwicklung im Jugendwohlfahrtsbereich.

· Die dritte Befragung wurde im Juli 2004 durchgeführt.

· Am 2./3. Dezember 2004 fand in Eugendorf die zweite JU-Quest-ExpertInnenkonferenz statt.

· Die vierte Befragung ist für den Frühsommer 2005 geplant.

� Die erste Befragung wurde im Oktober 2002 durchgeführt, die zweite im Juni 2003. Die Ergebnisse beider Befragungen sind unter � HYPERLINK "http://www.ju-quest.at/downloads" ��http://www.ju-quest.at/downloads� zu finden.


� Siehe Anhang
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